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VCI-Stellungnahme zur Verbändeanhörung zur 

Berichterstattungsverordnung 2022 (BeV 2022) und zur 

Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) 

 

1. Allgemein 

Das von der Bundesregierung Ende 2019 verabschiedete 

Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) beinhaltet 13 Rechtsverordnungen. Zwei 

dieser Rechtsverordnungen wurden am 3. Juli in die Verbändeanhörung gegeben. Der 

VCI äußert sich mit der vorliegenden Stellungnahme zur Berichterstattungsverordnung 

2022 (BeV 2022) und zur Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) und bedankt 

sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme.  

Wesentlichen Anpassungsbedarf sehen wir bei folgenden Punkten: 

 Mindestens in den ersten fünf Jahren handelt es sich beim BEHG um ein starres 

Bepreisungssystem. Daher darf es in der Festpreisphase kein enges Korsett für die 

Verantwortlichen hinsichtlich der Beschaffung von Zertifikaten zum Preis des 

jeweiligen Kalenderjahrs geben. 

 Verlängerung der Nachkauffrist bis einschließlich 30.09. 

 Die Vorgabe, dass Verantwortliche 90% ihres Bedarfs im noch laufenden 

Kalenderjahr beschaffen sollen, entbehrt jeglicher Realität 

 Zu viel beschaffte Zertifikate müssen zurückgegeben werden dürfen oder gegen 

Aufpreis getauscht werden können 

 Ein rechtssicheres ex ante-Entlastungsverfahren für EU ETS-Anlagen sowie für die 

Nicht-Belastung der stofflichen Verwendung muss vom Gesetzgeber 

vorgeschrieben werden. 

 Fossile Brennstoffe, die zur thermischen Sonderabfallbehandlung und 

Abluftbehandlung eingesetzt werden, kohlenwasserstoffhaltige Abfälle und Abgase 

zur Verbrennung in Sonderabfallverbrennungsanlagen sowie Restgase, die bei der 

stofflichen Verwendung wie bspw. der Herstellung von Wasserstoff/Synthesegas 

unvermeidlich anfallen, sollten aus dem Anwendungsbereich des BEHG entfernt 

werden, da sie aus Umweltschutzgründen verbrannt werden. 

 Verpflichtung des Gaslieferanten zur Ausweisung der Emissionsfaktoren an der 

Übergabestelle/Messpunkt in der Rechnung für die Zeit nach 2022. 

 

 

 

 



 

 

2 22. Juli 2020 

 

2. Berichterstattungsverordnung 2022 (BeV 2022) 

Allgemein 

Die Berichterstattungsverordnung regelt im Wesentlichen die Ermittlung der 

Brennstoffemissionen, die Methodik der Berichterstattung sowie die Vermeidung von 

Doppelerfassungen und Doppelbelastungen der dem EU-ETS unterliegenden Anlagen. 

Der VCI begrüßt, dass für die Einführungsphase des BEHG in den Jahren 2021 und 

2022 kein Überwachungsplan notwendig ist und eine Verifizierung der 

Emissionsberichte entfällt. Dies erleichtert die administrative Handhabbarkeit des 

Systems (§§ 3, 7 BeV 2022). Ebenso begrüßt der VCI, dass nach § 5 Absatz 2 BeV 

2022 die Brennstoffmenge zur rechnerischen Ermittlung der Brennstoffemissionen zu 

Grunde zu legen ist, die im Rahmen der Steueranmeldungen nach Vorgaben des 

Energiesteuerrechts zu melden sind. Auch dies verringert den administrativen Aufwand 

durch das neue System des BEHG.  

Die Verordnung enthält keine Vorgaben über die Verbrennung 

kohlenwasserstoffhaltiger Sonderabfälle und Abgase in 

Sonderabfallverbrennungsanlagen oder von Restgasen aus der stofflichen 

Verwendung von Mineralölen oder Erdgas, da erst ab 2023 der Anwendungsbereich 

des BEHG auf weitere Brennstoffe erweitert wird. Wie in seinen Stellungnamen bereits 

erläutert, ist der VCI der Ansicht, dass diese Stoffe bzw. 

Sonderabfallverbrennungsanlagen, analog zum EU-ETS, aus dem 

Anwendungsbereich des BEHG ausgenommen werden müssen, da hier keine 

Alternativen bestehen und diese primär dem Umweltschutz dienen und die Emissionen 

hieraus systembedingt sind und somit auch nicht vermieden werden können. Auch die 

fossilen Brennstoffe für die Zünd- und Stützfeuerung solcher Anlagen müssen befreit 

sein. Dies muss über eine Klarstellung in der Berichterstattungsverordnung erfolgen. 

Daneben sind in der Formel Anlage 1 Teil 1 die Abzugsmöglichkeiten für Sonderabfall-

/Abluftbehandlungsanlagen entsprechend unserer obigen Forderung zu ergänzen. 

 

Vermeidung von Doppelerfassungen und Doppelbelastungen (§§ 10, 11 BeV 
2022) 

Die BeV 2022 regelt in den §§ 10, 11 die Vermeidung von Doppelerfassungen und 

Doppelbelastungen. Der VCI begrüßt, dass eine Doppelbelastung von Anlagen, die 

dem EU-ETS unterliegen, vermieden werden soll. Aus Sicht des VCI sind die 

Regelungen in der BeV 2022 hierzu jedoch nicht ausreichend. Das BEHG sieht in § 7 

Absatz 5 Satz 1 vor, dass „Doppelbelastungen infolge des Einsatzes von Brennstoffen 

in einer dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage […] möglichst vorab zu 

vermeiden [sind]“. In § 7 Absatz 4 Nummer 5 BEHG soll die Bundesregierung 

Einzelheiten regeln, zur Vermeidung von Doppelerfassungen durch Freistellung von 

der Berichtspflicht für Brennstoffemissionen, die bereits nachweislich Gegenstand der 

Emissionsberichterstattung waren. Aus Sicht des VCI muss die BEV 2022 diese 
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Absicht umsetzen. Ohne rechtssichere ex ante Befreiung und einer dauerhaften 

Freistellung von EU-ETS-Anlagen von der Berichtspflicht ist das Ziel verfehlt. 

Die BeV 2022 gewährleistet keine vollumfängliche, rechtssichere ex ante-Entlastung 

für EU ETS-Anlagen zum Zeitpunkt der Lieferung von Brennstoffen. Laut Begründung 

zu § 11 bestehe „durch die spätere Abzugsmöglichkeit bereits im Zeitpunkt der 

Lieferung keine Veranlassung, Zertifikatskosten nach 

Brennstoffemissionshandelsgesetz weiterzugeben“. Aus Sicht des VCI ist diese 

Argumentation nicht ausreichend und lässt Spielraum bei der Auslegung der 

Rechtsverordnung: Die konkrete Handhabung von Abzugsmöglichkeiten in §10 und § 

11 zwischen den Vertragsparteien ist weiterhin offen. Stattdessen muss eine für 

Verantwortliche und Kunden rechtssichere ex ante-Befreiung eingerichtet werden, die 

an EU ETS-Anlagen gelieferte Brennstoffe vom nationalen CO2-Preis zum Zeitpunkt 

der Lieferung, spätestens zum Zeitpunkt der Rechnungsstellung, freistellt, um einen 

deutlichen Liquiditätsentzug zu vermeiden. Dabei darf es für die Anwendung der ex 

ante-Regelung keine Rolle spielen, ob sich die EU ETS-Anlage in einem direkten oder 

indirekten Lieferverhältnis befindet. Als Grundlage für eine ex ante-Regelung könnte 

der Nachweis eines rollierenden Dreijahresdurchschnitts der CO2-Emissionen einer 

EU ETS-Anlage dienen („ex ante-Nachweis“). Wir möchten hierzu auf die 

Stellungnahme des BDI speziell zu § 11 BeV 2022 verweisen, in der zwei Optionen 

geschildert werden, wie eine ex ante-Befreiung erfolgen kann. Für die Option, bei der 

ein Unternehmen von einer oder mehreren EU-ETS-Anlagen den Status des 

Verantwortlichen übernimmt, ist eine Änderung des § 3 Nummer 3 BEHG notwendig 

oder der EU ETS-Anlagenbetreiber muss ergänzt werden. Im Fall einer Ergänzung des 

EU ETS-Anlagenbetreibers als neuen Begriff müssten weitere entsprechende 

Anpassungen im BEHG erfolgen. Der VCI empfiehlt, diese Gesetzesänderung im 

laufenden Gesetzgebungsverfahren zum Änderungsgesetz des BEHG aufzunehmen. 

Auch müssen Differenzen zwischen den Brennstoffemissionen des „ex ante-

Nachweis‘“ und den tatsächlich im verifizierten EU-Emissionsbericht angegebenen 

Brennstoffemissionen in der Verantwortung des belieferten EU ETS-Anlagenbetreibers 

liegen und von diesem ausgeglichen werden. 

 

Das Risiko des Zertifikatenachkaufs zu höheren Kosten für den BEHG-
Verantwortlichen muss durch die Verschiebung der Nachkauffrist bis zum 30.09. 
verhindert werden 

Hinsichtlich der Unsicherheiten für den Verantwortlichen regelt § 11 Absatz 4, dass 

nachträgliche Korrekturen bei der dem EU-Emissionshandel unterliegenden Anlage 

nicht auch unmittelbar zu einer nachträglichen Korrektur des Emissionsberichtes nach 

§ 7 BEHG und damit auch nicht zu einer nachträglichen Korrektur der Menge der für 

dieses Jahr nach § 8 BEHG abzugebenden Emissionszertifikate führt. Erst für das 

Berichtsjahr, in dem die Korrekturmenge im Rahmen des EU-Emissionshandels 

bestandskräftig festgestellt ist, ist die von der Korrektur betroffene Differenzmenge auf 

die Abzugsmenge nach Absatz 1 anzurechnen. Dies bedeutet für den BEHG-
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Verantwortlichen, dass er ggf. Zertifikate zu einem dann höheren Preis nachkaufen 

muss. 

Um dies zu vermeiden, muss die in § 10 Absatz 2 Satz 4 BEHG geregelte Frist 

verlängert werden. Da der verifizierte EU-ETS-Emissionsbericht erst zum 31. März des 

Folgejahres eingereicht werden muss und die Brennstoffmengen wahrscheinlich erst 

Wochen später beim Verantwortlichen eingehen, sollte der Kauf von Emissionen für 

das Vorjahr analog zum EU ETS bis zum Abgabetermin am 30.09. möglich sein, 

sodass Korrekturen im EU-ETS-Emissionsbericht berücksichtigt werden können. Ein 

weiteres Argument für eine solche Terminverlängerung stellt auch die Frist der 

Energiesteueranmeldung zum 31.05. des Folgejahres dar, deren Daten eine 

entscheidende Größe bei der Ermittlung des Zertifikatebedarfs darstellt. Erstens wird 

diese Frist aus prozessualen Gründen oftmals bis zum Ende ausgeschöpft und 

zweitens ist gem. § 5 Absatz 2 diejenige Brennstoffmenge zu Grunde zu legen, die der 

Verantwortliche nach den für dieses Kalenderjahr geltenden Vorgaben des 

Energiesteuerrechts in den Steueranmeldungen zur Berechnung der Energiesteuer 

anzugeben hat. Hierzu bedarf es auch einer Anpassung im § 9 Abs. 2 BEHG. 

Darüber hinaus muss es bei späteren Änderungen der steuerpflichtig in den Verkehr 

gebrachten Mengen, z.B. aufgrund von Außenprüfungen, die oftmals erst Jahre später 

beendet werden, möglich sein, noch Zertifikate für das Jahr des Inverkehrbringens zu 

erwerben. Würden diese im Jahr der rechtskräftigen Feststellung zu erwerben sein, 

müsste dies zu höheren Kosten erfolgen, was wiederum einen Wettbewerbsnachteil 

darstellt. 

 

Anpassungen an das Energiesteuerrecht notwendig 

In Anlehnung an die Systematik des Energiesteuerrechts verpflichtet das BEHG die 

Unternehmen auf derjenigen Handelsstufe zur Teilnahme am nationalen 

Emissionshandel, auf der die Steuer für das Inverkehrbringen von 

Energieerzeugnissen entsteht. Das sind grundsätzlich die Steuerlager (Herstellungs- 

und Lagerbetriebe). Diese Grundentscheidung des Gesetzgebers macht es 

erforderlich, dass Entlastungen im Energiesteuerrecht, die dort eine doppelte 

Besteuerung verhindern oder eine Besteuerung nachträglich korrigieren, auch im 

BEHG nachvollzogen werden. 

In nachfolgender Tabelle sind die Entlastungstatbestände des Energiesteuerrechts 

(Energiesteuergesetz – EnergieStG und Energiesteuerdurchführungsverordnung - 

EnergieStV) aufgelistet, die auch im BEHG nachvollzogen werden müssen. Sie sind 

noch nicht vollständig in den Verordnungsentwurf eingeflossen. 
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Norm 

(EnergieStG) 

Inhalt 

§ 8 Abs. 7 Erstattung bei Beförderung in der Annahme eines wirksamen 

Steueraussetzungsverfahren 

§ 14 Abs. 8 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im 

Steueraussetzungsverfahren wegen Erhebungskompetenz 

eines anderen Mitgliedstaates als DE 

§ 18a Abs. 4 Erstattung bei Unregelmäßigkeiten im Beförderungsverfahren 

des steuerrechtlichen freien Verkehrs wegen 

Erhebungskompetenz eines anderen Mitgliedstaates als DE 

§ 19b Abs. 3 Erstattung in Einfuhrfällen 

§ 38 Abs. 5 Steuervergütung bei nicht angemeldetem Liefererstatus 

(Erdgas) 

§ 46 Abs. 1 Steuerentlastung beim Verbringen aus dem Steuergebiet 

§ 47 Abs. 1 Steuerentlastung bei Aufnahme in Betriebe und bei Einsatz zu 

steuerfreien Zwecken 

§ 52 Steuerentlastung für die Schiff- und Luftfahrt (greift bei der 

Verwendung versteuerter Energieerzeugnisse für Zwecke des § 

27 EnergieStG) 

Norm 

(EnergieStV) 

Inhalt 

  

§ 96 Abs. 1 Steuerentlastung für die Schifffahrt für nicht gekennzeichnete 

Gasöle 

 

§ 10 des Verordnungsentwurfs erfasst davon lediglich die §§ 46 und 47 EnergieStG. 

Die übrigen Entlastungstatbestände müssen ebenfalls erfasst werden. 

Die Erfassung der Entlastungen nach den §§ 46 und 47 EnergieStG ist zudem 

unvollständig: § 10 Absatz 1 Nr. 1 BeV 2022 sieht vor, dass eine entsprechende 

Menge an Brennstoffemissionen abgezogen werden kann, wenn die Brennstoffe durch 

den Verantwortlichen in ein Steuerlager nach § 7 Absatz 1 Satz 1 EnergieStG 

aufgenommen worden sind. Verantwortliche können Brennstoffe jedoch auch in ein 

Steuerlager nach § 6 EnergieStG (Herstellungsbetrieb) aufnehmen. Die Vorschrift ist 

daher wie folgt zu ändern: 

„(1) Der Verantwortliche kann eine entsprechende Menge an Brennstoffemissionen 

von den nach § 7 des Brennstoffemissionshandelsgesetzes in einem Kalenderjahr zu 
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berichtenden Brennstoffemissionen für Mengen von Brennstoffen abziehen, die durch 

den Verantwortlichen nach dem 1. Januar 2021 in ein Steuerlager nach § 7 Absatz 1 

Satz 1 § 5 Absatz 2 des Energiesteuergesetzes aufgenommen worden sind und 

nachweislich nach § 47 Absatz 1 Nummer 1 des Energiesteuergesetzes für dasselbe 

Kalenderjahr entlastet wurden,“ 

Darüber hinaus können der Verantwortliche, der die Energieerzeugnisse steuerpflichtig 

in den Verkehr gebracht hat, und der Entlastungsberechtigte in der Praxis 

auseinanderfallen, u.a. wenn die Energieerzeugnisse in ein Steuerlager eines Dritten 

aufgenommen werden. Daher sollte eine von Entlastungen bei Dritten auch dann 

anerkannt werden, wenn letzterer ebenfalls als Verantwortlicher registriert ist.  

 

Befreiung der stofflichen Verwendung rechtssicher regeln 

Der VCI begrüßt, dass Brenn- und Heizstoffe für die stoffliche Verwendung nicht dem 

BEHG unterliegen. Nach § 4 Absatz 2 BeV 2022 sind „[…] sämtliche Mengen an 

Kohlendioxid zu überwachen und zu berichten, das bei einer Verbrennung von 

Brennstoffen freigesetzt werden kann und dem Verantwortlichen infolge des 

Inverkehrbringens nach § 2 Absatz 2 BEHG zugerechnet wird“. Bei der stofflichen 

Verwendung entstehen keine Brennstoffemissionen, sodass der Anwendungsbereich 

des BEHG nicht eröffnet ist und diese nicht BEHG-pflichtig sind.  

Ein Sonderfall ergibt sich bei Erdgas, da für Erdgas zunächst die Energiesteuer 

entrichtet werden muss und somit laut BEHG auch der CO2-Preis anfällt. Diesen Punkt 

regelt § 10 Absatz 4: Der Verantwortliche kann eine entsprechende Menge an 

Brennstoffemissionen von den nach § 7 BEHG in einem Kalenderjahr zu berichtenden 

Brennstoffemissionen für Mengen von leitungsgebundenem Erdgas abziehen, die für 

die in § 25 des Energiesteuergesetzes genannten Zwecke verwendet worden sind und 

nachweislich nach § 47 Absatz 1 Nummer 3 des Energiesteuergesetzes für dasselbe 

Kalenderjahr entlastet worden sind. Absatz 2 gilt entsprechend. Der Abzug nach Satz 1 

ist ausgeschlossen für Mengen von Brennstoffen, die in einer dem EU-

Emissionshandel unterliegenden Anlage verwendet worden sind und für die ein Abzug 

nach § 7 Absatz 5 BEHG geltend gemacht wird. 

Allerdings ist auch bei der stofflichen Verwendung, genau wie bei der ex ante 

Befreiung von EU-ETS-Anlagen die konkrete Umsetzung aus Ausgestaltung in der 

Praxis unklar. Es gilt hier ein rechtssicheres Verfahren zu etablieren. 

 

Neben der Abzugsfähigkeit des biogenen Anteils (§ 6 BeV 2022) muss allen 
treibhausgasreduzierten oder treibhausgasneutralen Kraftstoffen der 
Emissionsfaktor Null zugewiesen sein 

§ 6 soll im Wesentlichen die Verordnungsermächtigung des § 7 Absatz 4 Nummer 2 

Variante 2 BEHG umsetzen: Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 

Rechtsverordnung die Anforderungen an die Ermittlung der Brennstoffemissionen zu 

regeln, insbesondere kann sie Standardwerte für Emissionsfaktoren von Brennstoffen 
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festlegen; dabei sollen die biogenen Brennstoffemissionen bei entsprechendem 

Nachhaltigkeitsnachweis mit dem Emissionsfaktor Null belegt werden. 

Die Sollvorschrift bezieht sich zwar auf biogene Brennstoffemissionen. Der Wortlaut 

dieser Verordnungsermächtigung erlaubt es aber ohne Zweifel, auch anderen 

treibhausgasreduzierten oder treibhausgasneutralen flüssigen Kraftstoffen oder einem 

Anteil, der in herkömmlichen Kraftstoffen enthalten ist, einen Emissionsfaktor von Null 

zuzuweisen. Und der Gesetzeszweck (§ 1 Abs. 2 BEHG) erfordert es sogar, alle 

Emissionen nicht fossilen Ursprungs von der Bepreisung freizuhalten. Mit einer nur auf 

biogenen Emissionen begrenzten Gestaltung würde die Verordnung den durch 

Verordnungsermächtigung und Gesetzeszweck vorgegebenen Gestaltungsrahmen in 

rechtswidriger Weise zu eng auslegen. Die Ermächtigung muss vielmehr so genutzt 

werden, dass alle Emissionseinsparungen durch den Einsatz „grüner Moleküle“ 

anerkannt und von der Bepreisung ausgenommen werden. Eine Beschränkung auf 

biogene Brennstoffemissionen ist gesetzeszweckwidrig und verstößt gegen die 

Vorgaben aus Art. 80 GG. Der Verordnungsgeber muss sich bei der Wahrnehmung 

der vom Parlament abgeleiteten Gestaltungsmacht, an die von diesem vorgegebenen 

Grenzen halten. Den in der Ermächtigungsgrundlage angegebenen Zweck darf der 

Verordnungsgeber nicht überschreiten.  

Zu den anderen treibhausgasarmen oder treibhausgasneutralen flüssigen Kraftstoffen 

gehören vor allem  

 synthetische, also aus erneuerbarem Strom 

 durch gemeinsame Verarbeitung (auch Co-Processing oder Mitverarbeitung 

genannt) von mineralölstämmigen und biogenen Ölen 

hergestellte Kraftstoffe. Synthetische Kraftstoffe werden durch das Gesetz und den 

Verordnungsentwurf wie gängige Otto- und Dieselkraftstoffe behandelt, indem sie oder 

ihr Anteil im Kraftstoffgemisch nicht den Emissionsfaktor Null erhalten. Der 

ausdrückliche Gesetzeszweck, nämlich die Bepreisung fossiler 

Treibhausgasemissionen, wird damit klar verfehlt. 

Der VCI fordert daher, dass der Gesetzeszweck eingehalten wird. Nur fossile 

Brennstoffe dürfen bepreist werden. Allen treibhausgasreduzierten oder 

treibhausgasneutralen Kraftstoffen (nachhaltige Biokraftstoffe, synthetisch hergestellte 

Kraftstoffe (E-Fuels), durch Mitverarbeitung hergestellte Kraftstoffe) ist der 

Emissionsfaktor Null zuzuweisen. 

Bei mitverarbeiteten Kraftstoffen wird aus dem Verordnungsentwurf nicht deutlich, ob 

sie den Emissionsfaktor Null erhalten. Falls dies nicht der Fall sein sollte, wird auch 

hier der Gesetzeszweck eindeutig verfehlt. 
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3. Brennstoffemissionshandelsverordnung (BEHV) 

Allgemein 

Die BEHV regelt das Versteigerungsverfahren und den Verkauf sowie die Einrichtung, 

den Betrieb und die Führung des Emissionshandelsregisters. 

Der VCI weist daraufhin, dass der Datenschutz auch beim BEHG und den 

dazugehörigen Verordnungen einzuhalten ist. Dies sollte für die § 7 Absatz 2 und § 33 

Absatz 2 überprüft werden. Außerdem ist das Auktionsverfahren aus Sicht des VCI 

nicht ausreichend geregelt. Aus der Verordnung geht zudem nicht hervor 

 ob die Menge pro Verkaufstermin gedeckelt ist und falls ja, wo der Deckel liegt 

 nach welchen Kriterien die Zertifikate verkauft werden (Größe, Energieintensität?)  

 wann gezahlt werden muss (bei Vergabe, nach Lieferung auf das Registerkonto, 

bei Abgabe?) 

Außerdem wäre es wünschenswert vor 2021 zu erfahren, zu welchen Konditionen 

Zahlungen und Lieferungen von nationalen Zertifikaten erfolgen sollen. Wie ist mit 

Sonderfällen, wie verspäteter Zahlung oder Lieferverzug umzugehen (§ 19)? 

Der VCI empfiehlt zudem, zu überdenken, ob das Verkausfsverfahren für die Jahre 

2021 bis 2025 (also in der Festpreisphase) in dieser komplizierten Form und den 

weiter unten erläuterten fehlenden Flexibilitäten überhaupt notwendig ist, da die 

Zertifikate einen Festpreis haben.  

 

§ 3 Absatz 2 

Hier wird die zuständige Stelle ermächtigt, eine andere Stelle im Rahmen eines 

wettbewerblichen Verfahrens zu ermitteln und mit der Durchführung des Verkaufs der 

Emissionszertifikate zum Festpreis zu beauftragen. Dies birgt die Gefahr, dass alle 

Unternehmen, die Zertifikate kaufen müssen, eine Händlerzulassung (und ggf. 

Prüfung) benötigen. Daher muss es, wenn überhaupt, ein vereinfachtes Verfahren für 

die Zulassung geben. Bestehende Händlerzulassungen müssen anerkannt werden. 

 

§ 6 Absatz 1, 2 

In Absatz 1 sollte zusätzlich definiert sein, wie lange ein Auktionszeitfenster geöffnet 

ist. 

In Absatz 2 BEHV ist der § 10 Absatz 2 Satz 3 BEHG geregelt. Das bedeutet, 

Verantwortliche können bis zum 28. Februar des Folgejahres bis zu 10 Prozent der im 

Vorjahr erworbenen Zertifikate für dieses Jahr nachkaufen. § 6 Absatz 2 BEHV regelt, 

dass die Menge an Emissionszertifikaten als in einem der Kalenderjahre 2021 bis 2025 

erworben gilt, die ein Verantwortlicher am Ende dieses Jahres auf seinem Compliance-

Konto hält. Wie bereits weiter oben erläutert ist die Verpflichtung des Verantwortlichen 

innerhalb des laufenden Kalenderjahres bereits 90% des Bedarfs zu beschaffen, ein 
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Eingriff in die Entscheidungshoheit des Verantwortlichen. Diese Regelung führt 

insgesamt zu großen Unsicherheiten bei der Zertifikatebeschaffung. Flexibilitäten sind 

nicht vorgesehen. 

Hinzu kommt, dass Unwägbarkeiten wie Havarien, Stilllegungen, Liquidität von 

Unternehmen, Naturkatastrophen in einem Jahr etc. nicht vollständig berücksichtigt 

werden können. Auch die Fristen der Steueranmeldung und zur Einreichung der 

verifizierten Emissionsberichte liegen mit dem 31. Mai und 31. März des Folgejahres 

nach dem 28. Februar. Beide Termine sind von erheblicher Bedeutung für die zu 

berichtenden Brennstoffemissionen, da die Unternehmen ihre Prozesse auf 

vorgenannte Fristen ausgelegt haben. Insbesondere KMU werden hierbei vor große 

Probleme gestellt. Aus diesem Grund fordert der VCI, dass die Möglichkeit Zertifikate 

zu kaufen bis zum Abgabetermin (30. September) verlängert wird und ggf. zu viel 

erworbene Zertifikate zurückgegeben werden können oder gegen einen Aufpreis 

umgetauscht werden können. Ein Nachkauf zum höheren CO2-Preis des Folgejahres 

ist nicht nachvollziehbar und stellt einen weiteren Wettbewerbsnachteil innerhalb der 

EU dar. 

 

§ 8 Absatz 2 

Grundsätzlich stellt sich die Frage, ob Transaktionsentgelte nicht über den Bund 

abgegolten werden müssen. Das Entgelt im BEHG darf nicht höher sein als die 

Entgelte, die im Sekundärhandel mit Emissionszertifikaten oder an bestehenden 

Handelsplätzen für den Handel mit Berechtigungen nach § 3 Nr. 3 TEHG erhoben 

werden. Im Entwurf der Verordnung sollen diese „vergleichbar sein“. Dies wäre ein 

weiterer, wenn auch kleiner, Wettbewerbsnachteil. 

 

§ 10 Absatz 1  

Der VCI schlägt eine Ergänzung nach Satz 1 vor: „Auf die Angaben der Anlage 3 Nr. 3, 

Nr. 5 c) bis d), Nr. 6 und Anlage 5 Nr. 6, Nr. 7 wird verzichtet, wenn die dort genannten 

Personen der zuständigen Behörde bereits durch ein bestehendes Konto (bspw. EU-

ETS) bekannt und zugelassen sind.“ Dies führt zu einem verringerten administrativen 

Aufwand, da die Daten der DEHSt bereits vorliegen.  

 

§ 10 Absatz 2, Nummer 2  

Hier sind die Fälle geregelt, in denen die zuständige Behörde einen Antrag auf 

Kontoeröffnung ablehnen kann. Es stellt sich die Frage, wie ein Unternehmen, bei dem 

ein solcher Fall eintritt (bspw. ein leitender Mitarbeiter begeht eine Straftat), seinen 

Verpflichtungen nachkommen soll. Der VCI befürwortet daher eine Streichung dieser 

Passage. Sollte die Regel aus Sicht des Gesetzgebers notwendig sein, wäre es 

ausreichend, den betroffenen Personenkreis auf die Geschäftsführer und die leitenden 

Angestellten, die mit dem BEHG unmittelbar befasst sind, zu beschränken. 
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Ermittlungen gegen eine genannte Person wegen einer Straftat dürften des Weiteren 

nicht ausreichend für eine Ablehnung einer Kontoeröffnung sein, da entsprechend den 

deutschen Rechtsgrundsätzen zunächst die Unschuldsvermutung gilt. 

 

§ 12 Absatz 2 und § 13 Absatz 1 Nummer 2, 3, 6, 9, 10 

Hier sollte zur Schließung eines Compliance-Kontos und zur Sperrung von Konten 

jeweils eine Frist von 40 Arbeitstagen als Übergangsfrist eingefügt werden.  

 

§ 12 Absatz 5 

Hier ist unklar, was eine angemessene Frist ist. Der VCI schlägt vor, diese ebenfalls 

als 40 Arbeitstage zu definieren.  

 

§ 14 Absatz 1 

Analog zum EU ETS sollte das Datum zur Mitteilung, dass die Kontoangaben 

vollständig und richtig sind, als der 31. Dezember eines jeden Jahres definiert sein.  

 

§ 16 Absatz 2  

Der VCI schlägt vor, hier zu ergänzen: „Ist die bevollmächtigte Person der zuständigen 

Behörde bereits durch eine bereits bestehende Kontobevollmächtigung (bspw. EU-

ETS) bekannt und zugelassen, wird auf die in Anlage 5 Nr. 6 und Nr. 7 vorgesehenen 

Angaben verzichtet.“ Dies verringert den administrativen Aufwand zur Umsetzung des 

BEHG im Unternehmen. 

 

§ 27 Absatz 2 

Der Absatz regelt, dass Kontoinhaber über die Aussetzung des Betriebs des 

Emissionshandelsregisters informiert werden. Die Information soll beinhalten, wie 

lange die Zugangssperre anhält. Der VCI schlägt hierzu eine Ergänzung vor: „Sollte die 

Dauer der Zugangssperre die Termine zur Eintragung von Brennstoffemissionen 

und/oder Abgabe von Emissionszertifikaten überdecken, sind diese Termine in zeitlich 

ausreichender Form neu festzulegen und den Verantwortlichen mitzuteilen.“ 
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Ansprechpartnerin: , Abteilung Energie, Klimaschutz und Rohstoffe 
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